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Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung wird wie folgt er- 
gänzt: 

1. § 87 erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Arbeitslosenunterstützung kann 
auch gewährt werden, wenn der Arbeitslose 
seinen Wohnort außerhalb des Geltungs- 
bereiches des Grundgesetzes oder des Lan- 
des Berlin, aber innerhalb des Gebietes des 
Deutschen Reiches nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937 hat. Der Verwaltungs- 
rat der Bundesanstalt erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit 
Richtlinien über die Voraussetzungen, die 
Höhe und die Dauer.“ 

2. Nach § 168 wird folgender § 168 a einge- 
fügt: 

4 168 a 

Für Arbeitslose, die vor Eintritt der Ar- 
beitslosigkeit eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung befugt im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder im Lande Berlin 
ausgeübt haben, ihren Wohnort außerhalb 


dieses Bereiches aber innerhalb des Gebie- 
tes des Deutschen Reiches nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1937 haben, kann der 
Präsident der Bundesanstalt zulassen, daß 
sich das Arbeitsamt des Beschäftigungsortes 
für zuständig erklärt. Der Verwaltungsrat 
bestimmt mit Zustimmung des Bundes- 
ministers für Arbeit das Nähere über das 
Verfahren, insbesondere über die Voraus- 
setzungen und die Gültigkeitsdauer derZu- 
ständigkeitserklärung.“ 

Artikel II 

Die §§ 87 Abs. 2 und 168 a des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung gelten nicht für die Arbeits- 
losenfürsorge. 

Artikel III 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S, 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Dezember 1954 in Kraft. 



